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Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD ab. 
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Es erhebt sich kein Widerspruch gegen die Festlegung der Sit-
zungstermine 28. Januar 2027 und 11. März 2027. 

* * * 
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1 Queerfeindliche Gewalt in NRW  

Vorsitzende Britta Oellers: Wir haben in der letzten Sitzung vereinbart, das Thema 
„queerfeindliche Gewalt in NRW“ heute auf die Tagesordnung zu setzen. 

Ich begrüße ganz herzlich Frau Heike Kivelitz vom queeren Zentrum in Mönchenglad-
bach sowie Herrn Benjamin Kinkel vom Queeren Netzwerk NRW. Beide werden gleich 
berichten, zuvor erteile ich aber Frau Ministerin Schäffer das Wort. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Liebe Frau Kivelitz! Lieber Herr Kinkel! Meine Damen und Herren! Aus meiner 
Sicht war der Angriff auf QUEERS an der Niers – er ist ja der Anlass, weswegen wir 
heute über das Thema „Queerfeindlichkeit“ sprechen – eine politisch rechts motivierte 
Tat. Er ist mehr als eine bloße Zahl in der Kriminalstatistik. Er ist ein alarmierendes 
Warnsignal, das unsere politische Aufmerksamkeit verlangt. 

Mir persönlich ist ein wichtiges Anliegen, dass wir nicht nur abstrakt über das Thema 
„Queerfeindlichkeit“ sprechen, sondern auch den Menschen zuhören, deren Schutz-
räume zum Ziel von Hass und Gewalt geworden sind. Deshalb freue ich mich sehr, 
dass Sie beide heute hier sind und selbst berichten werden. 

Bevor wir zu dem Bericht über die aktuellen Geschehnisse kommen, nutze ich die 
Gelegenheit, Ihnen, Frau Kivelitz, ganz herzlich zu gratulieren. Am 2. Juni dieses Jah-
res sind Sie nämlich von Ministerpräsident Hendrik Wüst mit dem Verdienstorden des 
Landes Nordrhein-Westfalen ausgezeichnet worden. Das ist eine große Auszeich-
nung, eine hohe Würdigung des Landes für Ihr jahrzehntelanges unermüdliches En-
gagement für die Sichtbarkeit von queeren Menschen in Nordrhein-Westfalen. Ich 
finde die Auszeichnung sehr treffend. Sie würdigt Ihre Verdienste und Ihr langjähriges 
Engagement. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Umso betrüblicher ist, dass wir heute über den Angriff auf das queere Zentrum in Mön-
chengladbach sprechen müssen. Es ist das Zentrum, das Sie mit aufgebaut haben, 
Frau Kivelitz.  

Wir sprechen nicht über einen Fall von harmlosem Vandalismus. Ich trage einmal die 
mir vorliegenden Informationen des Leitenden Oberstaatsanwalts Mönchengladbach 
vor, die mir mein Amtskollege Justizminister Benjamin Limbach zur Verfügung gestellt 
hat. Wie Sie es vielleicht aus anderen Ausschüssen wie dem Rechtsausschuss oder 
dem Innenausschuss kennen, muss ich diesen Bericht aus der Justiz wortwörtlich vor-
lesen. Ich zitiere:  

Der in Rede stehende Angriff auf das queere Zentrum in Mönchengladbach ist Gegen-
stand des bei der Staatsanwaltschaft Mönchengladbach unter dem Aktenzeichen 
286 JS 463/26 geführten Ermittlungsverfahrens, das sich gegen drei Beschuldigte we-
gen Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger und terroristischer Organisa-
tionen und Sachbeschädigung richtet. 
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In der Nacht vom 14. auf den 15. April 2026 wurde zwischen 22:00 Uhr und 7:20 Uhr 
die Fensterscheibe des queeren Zentrums auf der Waldstraße durch zwei quaderför-
mige Pflastersteine beschädigt. Auf der Eingangstür wurden zudem mittels Sprühfarbe 
ein Hakenkreuz und die Worte „wir kommen“ angebracht. 

Der Verdacht gegen die Beschuldigten des Verfahrens 286 JS 463/26 stützt sich auf 
Erkenntnisse aus einem weiteren gegen eine der Beschuldigten geführten Ermittlungs-
verfahren wie auch Bekundungen eines Zeugen. Die Ermittlungen in dem Verfahren 
286 JS 463/26 dauern an. 

Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat dem Ministerium der Justiz am 24. Juni 
2026 mitgeteilt, sie habe gegen die staatsanwaltschaftliche Sachbehandlung keine Be-
denken.  

Angaben zu Fallzahlen, Hintergründen und Motivationen betreffend Angriffe auf 
queere Einrichtungen liegen dem Ministerium der Justiz nicht vor und können auch 
nicht durch Datenauswertungen gewonnen werden. 

Das ist der Bericht des Justizministeriums, der uns zur Verfügung gestellt wurde. 

Dazu nehme ich noch eine persönliche Einordnung vor. Aus meiner Sicht war der An-
griff auf das queere Zentrum ein gezielter Anschlag auf das Fundament unserer offe-
nen Gesellschaft. Wer eine Glasscheibe zertrümmert, daneben „wir kommen“ schreibt 
und ein Hakenkreuz platziert, der will nicht nur Sachschaden anrichten, der will ein-
schüchtern. Er will Schutzräume zerstören und queeres Leben mit Gewalt aus dem 
öffentlichen Raum verdrängen. 

Wie Sie wahrscheinlich aus der öffentlichen Berichterstattung wissen, muss man leider 
sagen, dass dieser Vorfall in Mönchengladbach nicht isoliert dasteht, sondern Teil einer 
erschreckenden Serie von Taten ist, die aus meiner Sicht eine eindeutige, ideologische 
Handschrift tragen. 

Am Osterwochenende wurden Mahnmale zur Erinnerung an die jüdischen Opfer des 
Nationalsozialismus geschändet. Im Mai 2024 – Sie erinnern sich wahrscheinlich 
noch – wurde eine Einrichtung der Lebenshilfe mit einer menschenverachtenden Pa-
role, die ich nicht vorlesen werde, angegriffen. Bereits beim CSD 2025 mussten Men-
schen in Mönchengladbach erleben, wie rechtsextreme Personen versuchten, ihre De-
monstration durch Hetze und Blockaden zu sabotieren. 

Das sind Taten, die sich gegen Jüdinnen und Juden, gegen Menschen mit Beeinträch-
tigungen und Behinderungen und gegen queere Menschen richten. Das ist das häss-
liche Gesicht einer menschenverachtenden Ideologie, die Hass gegen all diejenigen 
schürt, die nicht in ein enges völkisches Weltbild passen. 

Was in Mönchengladbach geschehen ist, ist leider auch kein lokales Phänomen. Die 
Polizeiliche Kriminalstatistik belegt einen besorgniserregenden Trend. Ich denke, wir 
alle haben die Zahlen zur politisch motivierten Kriminalität vor Augen. Sie sind deutlich 
gestiegen, wobei der Rechtsextremismus das größte Bedrohungspotenzial darstellt. 

Mein Amtskollege Innenminister Herbert Reul hat mir dazu einige Fallzahlen zur Ver-
fügung gestellt. In den Jahren 2021 bis 2025 sind in der Statistik zur politisch motivierten 
Kriminalität in Nordrhein-Westfalen insgesamt 717 Straftaten gegen queere Menschen 
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erfasst worden. Insgesamt ist die Zahl der Straftaten gegen queere Menschen im Be-
reich der Gewaltdelikte in diesem Zeitraum um 300 % angestiegen. 300 %! 

Ich weise noch darauf hin, dass es sich dabei um Zahlen handelt, die offiziell verzeichnet 
wurden. Wir reden also über das Hellfeld, das das Dunkelfeld natürlich nicht abbildet.  

Auch über die Grenzen NRWs hinaus setzt sich dieser Trend fort. In der bundesweiten 
Betrachtung weist der Kriminalpolizeiliche Meldedienst jedes Jahr neue Rekordzahlen 
zu queerfeindlicher Hasskriminalität aus. Seit 2010 hat sich die Zahl der Übergriffe im 
Bereich der sexuellen Orientierung verzehnfacht. Die Hasskriminalität gegen trans, in-
ter und nicht binäre Menschen hat sich seit ihrer ersten Erfassung im Jahr 2020 ver-
fünffacht. Dabei sehen wir nur die Spitze des Eisbergs; darauf habe ich gerade schon 
hingewiesen. Wir müssen davon ausgehen, dass nur jede zehnte Person Anzeige er-
stattet. Das Dunkelfeld ist also sehr groß. 

Die von der Landesregierung geförderte Lebenslagenstudie „Queer durch NRW – Le-
benslagen und Erfahrungen von LSBTIQ*“ unterlegt diese Zahlen. Über 37 % der über 
5.000 Befragten haben in den letzten fünf Jahren in unserem Bundesland Übergriffe 
am eigenen Leib erfahren müssen. Vor allem Personen aus dem TIN-Spektrum, also 
trans, inter und non-binäre Menschen, sind überproportional häufig betroffen. Weitere 
24 % kennen Personen im nahen Umfeld, die Opfer eines Übergriffs wurden. 

Das bedeutet aus meiner Sicht, dass wir handeln müssen, dass wir Haltung zeigen 
müssen und dass wir als demokratische Mehrheitsgesellschaft klar sein müssen. Eine 
persönliche Anmerkung: Ich würde mich freuen, wenn ich aus diesem Kreis hier am 
Wochenende viele Menschen beim CSD in Köln, bei anderen CSDs und dann auch 
beim CSD in Mönchengladbach sehen würde. Ich freue mich schon darauf und finde, 
es ist auch Aufgabe nicht queerer Personen, Solidarität zu zeigen und sichtbar und mit 
dabei zu sein. 

Die Landesregierung fördert verschiedene Maßnahmen. Mit Blick auf die Zeit halte ich 
es etwas kürzer. Erlauben Sie mir aber, ein paar Punkte anzusprechen. Wir fördern 
zum Beispiel die queere Antigewaltarbeit des rubicon e. V. in Köln. Natürlich sind wir 
im Austausch mit den Sicherheitsbehörden. Ich weiß, dass die Polizei eng mit der Lan-
desfachstelle zusammenarbeitet. Wir fördern sieben psychosoziale Beratungsstellen, 
die Betroffene bei einer akuten Krisenbewältigung aufgrund erfahrener Gewalt und 
Ausgrenzung unterstützen. Wir fördern die Melde- und Informationsstelle Queerfeind-
lichkeit NRW, die Mitte des Monats ihren ersten Bericht vorlegen wird, weil wir damit 
das Dunkelfeld aufhellen wollen. 

Ich möchte auf eine weitere geplante Maßnahme hinweisen. Ich freue mich sehr da-
rauf, dass wir – mit „wir“ sind in diesem Fall mein Kollege Innenminister Herbert Reul 
und ich gemeint – am 1. Oktober dieses Jahres den bundesweit ersten Fachtag eines 
Innen- und eines Familienministeriums zum Thema „Queerfeindlichkeit im Fokus“ aus-
richten werden. Wir werden eine Fachtagung durchführen, im Rahmen derer Polizei-
kräfte aus ganz Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit Fachkräften und Engagierten aus 
queeren Selbstorganisationen über den Schutz queerer Menschen beraten werden. 
Ich denke, das wird eine sehr gute Veranstaltung werden. Gerade der Polizei kommt 
bei der Unterstützung der CSD-Veranstaltungen eine wichtige Rolle zu. 
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Es geht aber auch immer und generell darum, unsere Grundrechte zu verteidigen. Ich 
sage deutlich: Da, wo queeres Leben bedroht wird, ist Neutralität keine Option. Gefragt 
ist der konsequente Schutz der Menschen und der Schutz unserer demokratischen 
Werte. 

Ich führe nicht aus, was die Polizei sonst alles tut. Es ist einiges. Ganz kurz erwähne 
ich, dass die Polizei mit ihren 47 Kreispolizeibehörden natürlich vor Ort Ansprechpart-
ner ist. Das Polizeipräsidium Köln hat einen eigenen, hauptamtlichen LSBTIQ*-Beauf-
tragten. Das ist eine wichtige Entwicklung und eine wichtige Einrichtung. 

Wir werden und wir dürfen nicht zulassen, dass Angst unseren öffentlichen Raum be-
stimmt. Im Gegenteil: Wir sind aufgefordert, Haltung zu zeigen und deutlich zu sein. In 
diesem Sinne freue ich mich sehr auf die beiden weiteren Berichte und danke Ihnen 
auch meinerseits, dass Sie heute hier sind. 

Heike Kivelitz (QUEERS an der Niers): Sie haben schon viel gesagt. Ich erzähle 
einmal meine Erfahrungen. 

Ich bin sehr früh morgens von einem Passanten, der auf der Straße stand, angerufen 
worden. Meine Telefonnummer hängt für Notfälle im Schaufenster des queeren Zent-
rums. Er berichtete: Die Scheibe ist eingeschlagen. Sie müssen einmal herkommen. – 
Ich habe mich in Windeseile zum Zentrum begeben und habe dann sofort die Polizei 
angerufen. Ich bin hineingegangen, habe nichts angefasst, bis ein Mann und eine Frau 
von der Polizei vor Ort waren. Sie haben direkt mit dem Staatsschutz telefoniert und 
von dort Anweisungen bekommen. Sie haben den Fall aufgenommen und von mir die 
Telefonnummer des Menschen erhalten, der mich informiert hat, den ich sonst nicht 
kannte und der von mir Informationen haben wollte. Sie waren sehr freundlich. Es hat 
eine Weile gedauert. Sie haben die Steine mitgenommen und das Hakenkreuz über-
sprüht, weil es verfassungsfeindlich ist. 

Die Folge war, dass in unserem queeren Zentrum die Selbsthilfegruppe für trans, inter 
und non-binäre Menschen Angst hatte. Das ging bis zu der Fantasie: Die kommen ins 
Zentrum und schlagen uns tot. – Wir haben also Selbstverteidigungskurse organisiert, 
die noch laufen. Wir haben Kameras aufgestellt, die aufzeichnen können, damit Täter 
schneller ermittelt werden können. Natürlich gibt es keine absolute Sicherheit. 

Für viele fühlte es sich zunächst komisch an, das Zentrum wieder zu nutzen. Wenn 
wenige Menschen vor Ort sind, wird wegen der Sorge, dass die Menschen, die das 
getan haben, wiederkommen, auch heute noch die Tür abgeschlossen. 

Es gab jetzt zwei weitere Fälle in der Stadt. Nach der Schmiererei auf unserer Schau-
fensterscheibe wurde ein Student, der als Hilfskraft im queeren Jugendzentrum arbei-
tet, verfolgt und mit den Worten „Du schwule Sau. Wir wissen, wo du wohnst“ bedroht. 
Er hat Anzeige erstattet. Ein 12-jähriger Besucher des queeren Jugendzentrums 
wurde körperlich attackiert. Soweit ich weiß, wurde in dem Fall keine Anzeige erstattet, 
weil sich nicht getraut wird, Anzeige zu erstatten. 

Es wurde deutlich gemacht, dass die Menschen, die das getan haben, aus dem rech-
ten Spektrum sind. 
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Gestern hat mich der Staatsschutz angerufen, um mir zu sagen, man habe Erkennt-
nisse darüber, wer es getan habe. Es seien drei Personen gewesen, die als jugendlich, 
also zwischen 14 und 20 Jahre alt, eingestuft und eindeutig dem rechten Spektrum 
zugeordnet werden. Wenn ich es richtig verstanden habe, sind sie in einer NPD-Orga-
nisation zu Hause. 

Daher weiß man jetzt vor dem CSD, welche Personen es waren. Sie sind nicht mehr 
unbekannt, sie sind jetzt bekannt. Wenn es wieder zu Vorfällen kommt, nehme ich an, 
dass die Polizei zunächst einmal dort klingelt und schaut. So stelle ich es von mir vor; 
ich habe noch nie bei der Polizei gearbeitet. Es gibt uns aber das Gefühl, dass wir 
ernst genommen werden. Es ist nicht abgetan worden. Man hat sich Mühe gegeben 
und nun ein Ergebnis. Man hat die Täter gefunden. Ich denke, daraus folgt noch etwas. 
Bei Jugendlichen werden Verhandlungen nichtöffentlich durchgeführt. Daher denke 
ich, dass wir davon nichts weiter hören werden. Wir können aber sicher sein, dass 
nicht einfach darüber hinweggegangen wird, weil wir unwichtig sind, sondern dass man 
die Täter gesucht hat, weil wir genauso wichtig wie alle anderen Menschen in dieser 
Gesellschaft sind. Das ist ein sehr schönes Gefühl. 

Benjamin Kinkel (Queeres Netzwerk NRW): Ich wende den Blick einmal von Mön-
chengladbach weg und lenke ihn auf ganz Nordrhein-Westfalen. Der Fall in Mönchen-
gladbach war sicherlich sehr schwer, sehr hässlich. Er reiht sich dennoch nahtlos in 
eine mittlerweile auch statistisch nachvollziehbare Entwicklung ein. Ministerin Schäffer 
hat die Zahlen des BKA eben genannt. Eine Steigerung um 300 % in mehreren Jahren 
ist absurd. Das sind Rekordzahlen, die so nicht mehr hinzunehmen sind. Das zeigt 
sich auch in NRW. Abseits von Mönchengladbach gab es in den letzten Jahren Fälle 
in Siegen, Aachen, Düsseldorf, Dortmund und Euskirchen. Es gibt weitere, die gar 
nicht erst gemeldet werden. 

Eben wurde das 12-jährige Kind erwähnt. Immer mehr queere Jugendangebote be-
richten, dass es sogenannte rechtsextreme Mahnwachen gibt, im Rahmen derer ir-
gendwelche meistens sehr junge Menschen vor den Jugendzentren warten und zu 
verhindern versuchen, dass die Jugendlichen dort hineingelangen oder dass sie sich 
dort wohlfühlen. Damit werden Schutzräume zerstört. Diese Entwicklung beobachten 
wir tatsächlich erst seit letztem Jahr. Sie zeigt aus meiner Sicht die Verschärfung der 
Situation. 

Für das Jahr 2025 haben wir insgesamt 20 Übergriffe auf CSDs dokumentiert. Das ist 
aber nur das Hellfeld. Es gibt natürlich sehr viel mehr. Diese queerfeindlichen Über-
griffe auf CSDs haben oft eine Gemeinsamkeit, ein Motto: die Absprechung von 
Gleichwertigkeit. Es wird Menschen gesagt, sie seien nicht gleich, deswegen dürfe 
man sie angreifen, anpöbeln, beleidigen und sonst was machen. 

Am 13. Juli veröffentlichen wir als Queeres Netzwerk NRW über die Melde- und Infor-
mationsstelle den Jahresbericht für letztes Jahr. Ich möchte keine Zahlen vorwegneh-
men, aber eines sagen: Die Zahlen machen deutlich, dass die Menschen insbesondere 
in Bezug auf den öffentlichen Raum – Bus, Bahn, Einkaufsstraßen, öffentliche Plätze 
und Parks – zurückmelden, dass es dort einen massiven Anstieg von queerfeindlichen 
Beleidigungen und gewalttätigen Übergriffen gibt. Das führt zu Vermeidungsverhalten. 
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Plötzlich debattieren wir darüber, ob queere Menschen gleichberechtigt an dieser Ge-
sellschaft teilhaben können. Dieses zunehmend bedrohliche Klima spüren die Bür-
ger*innen. 

Die sogenannte Lebenslagenstudie ist schon erwähnt worden. Ergänzen möchte ich, 
dass 82 % der dafür befragten queeren Bürger*innen gesagt haben, sie hätten Angst 
vor der Zukunft und sorgten sich, dass es schlimmer werde. Das muss in das zukünf-
tige politische Handeln einbezogen werden. 

Zum Abschluss ist mir wichtig, das, was da passiert ist, aus unserer Sicht einzuordnen. 
Wir nennen es „Verfeindlichung“. Da werden queere Menschen nicht mehr als politi-
sche Gegner*innen, als andere oder einfach nur als Gruppe, die man nicht mag, aber 
in einer Demokratie tolerieren muss, angesehen, sondern sie werden zu Feinden. Das 
ist eine gefährliche Entwicklung, weil in dem Begriff „Feind“ immer enthalten ist, dass 
man einen Grund haben könnte, gegen diese Feinde vorzugehen. Genau das erleben 
wir in Mönchengladbach, in Euskirchen und auf den CSDs auch in Nordrhein-Westfa-
len. Deswegen warne ich eindringlich davor, diese Entwicklung zu unterschätzen, 
sonst sitzen wir vermutlich häufiger hier, weil wir darüber reden müssen. 

Außerdem möchte ich noch erwähnen, dass die CSDs berichten, dass die Zusammen-
arbeit mit der Polizei vor Ort gut ist und dass die Aufgabe, CSDs zu schützen, dort 
ernst genommen wird. Dennoch braucht es unseres Erachtens dringend einen minis-
teriumsübergreifenden Aktionsplan zur Sicherheit von queeren Menschen. Was aktuell 
passiert, reicht noch nicht. 

İlayda Bostancıeri (GRÜNE): Vielen Dank an die Ministerin und Sie beide für die Be-
richte heute! – Die meisten Fragen, die ich hatte, sind schon beantwortet worden. 

Frau Kivelitz, falls es noch etwas gibt, was Sie zur aktuellen Situation in Mönchengla-
dbach ergänzen möchten, würde ich mich darüber freuen. Herr Kinkel, Sie haben 
schon viel zur allgemeinen Situation gesagt, aber das gilt auch für Sie. 

Ich habe noch eine Frage an das Ministerium des Innern. Können Sie mit uns noch 
irgendwelche weiteren Informationen zu den Tatverdächtigen teilen? Ich weiß, dass 
es sich um Jugendliche handelt. Ich möchte nichts Persönliches über sie wissen. Frau 
Kivelitz hat aber von rechtsextremen Organisationen gesprochen. Wenn es noch In-
formationen gibt, die Sie hier öffentlich berichten können, wäre ich dafür dankbar. 

Ansonsten stimme ich den Dingen, die Sie berichtet haben, zu. Auch wir bekommen 
im Rahmen unserer Arbeit mit, dass die Situation für queere Menschen in unserer 
Gesellschaft deutlich härter wird, dass das Klima rauer wird. Queere Menschen und 
andere Minderheiten sind oft die Ersten, die angegriffen werden, wenn Gesellschaften 
nach rechts kippen. Es ist sehr wichtig, da nah beieinander zu bleiben, gemeinsam 
weiter für Gleichberechtigung zu streiten und zu schauen, dass die Rechte, die wir für 
unsere Community erreicht haben, nicht verloren gehen. 

Frank Müller (SPD): Vielen Dank für die Ausführungen! – Ich kann nahtlos an die Bitte 
der Kollegin Bostancıeri an das Ministerium des Innern anknüpfen, einen entsprechen-
den Kontext herzustellen und die Erkenntnisse über Zusammenhänge zu berichten. 
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In meinem Wahlkreis in Essen befindet sich die Parteizentrale von „Die Heimat“. Ich 
vermute, dass es da durchaus inhaltliche Überschneidungen gibt. Von dort gingen di-
verse Übergriffe zum Beispiel auf den Essener CSD sowie andere Bedrohungslagen 
in den letzten Jahren aus. 

Ich führe weitere Vorfälle, Übergriffe auf queere Einrichtungen in Essen und in Kleve 
an. In Kleve bekommt eine Einrichtung des SVLS sehr regelmäßig Besuch. Bei aller 
Anerkennung dessen, was die Landesregierung tut – was Sie eben erwähnt haben –, 
lautet die Rückmeldung der Jugendlichen, dass sie sich durch die Regelmäßigkeit und 
die geäußerte Ansicht, es passiere nicht so richtig etwas, außer dass es regelmäßig 
Schmierereien gebe, von den Behörden nicht ernst genommen fühlen. Ich finde, dass 
damit durchaus richtig etwas passiert, weil das etwas mit jungen Menschen macht. Die 
sind vielleicht nicht so resilient wie wir in dieser Runde; wir können das anders einord-
nen. Die Jugendlichen befinden sich in einer besonderen Entwicklungsphase und sind 
mit multiplen Herausforderungen konfrontiert. Das ist natürlich ein Problem. Ich will 
nicht Wasser in den Wein gießen, finde aber, dass zum Gesamtbild gehört, dass nicht 
alle im Land berichten können, dass sie sich mit ihren Sorgen an- und ernst genommen 
fühlen. Das ist aus meiner Sicht wichtig. 

Ich habe weitere Fragen an das Ministerium des Innern. Ich finde gut, dass das Minis-
terium in dieser Sitzung vertreten ist; darum hatten wir auch gebeten. 

Eine erste Frage bezieht sich auf die Erfassungskultur. Wie scharf werden queerfeind-
liche Straftaten erfasst? Mir wird immer wieder berichtet, es gebe durchaus noch sta-
tistische Abgrenzungsprobleme. Häufig handele es sich um eine Entscheidung, die die 
Beamtinnen und Beamten vor Ort bei der Nachbereitung des Einsatzes treffen müss-
ten: Wie ordne ich diesen Einsatz, diese Straftat ein? – Wir sind nicht der Praxisaus-
schuss, was Inneres angeht. Daher wäre ich dankbar, wenn Sie das für uns einmal 
einordnen könnten – auch vor dem Hintergrund der deutlichen Steigerung. Mit Blick 
auf das Dunkelfeld frage ich, ob wir da mit noch deutlich schlimmeren Zahlen zu rech-
nen haben. 

Außerdem interessieren mich die Schutzkonzepte in den einzelnen Kreispolizeibehör-
den. Wir wissen, dass besonders schutzbedürftige Einrichtungen in den entsprechen-
den Einsatzkonzepten der örtlichen Polizeipräsidien berücksichtigt sind. Dort fährt häu-
figer ein Streifenwagen vorbei, werden Gespräche vor Ort geführt, möglicherweise er-
folgen auch Gefährderinnen- und Gefährderansprachen, teilweise werden Beamtinnen 
und Beamte abgestellt, die eine regelmäßige Bewachung vornehmen. Da interessiert 
mich, ob es eine in Nordrhein-Westfalen insgesamt einheitliche Vorgehensweise gibt. 

Frau Ministerin Schäffer hat erwähnt, dass es in Köln einen hauptamtlichen LSBTIQ*-
Beauftragten gibt. Ich sage deutlich, dass das aus meiner Sicht nicht reicht. Ich habe 
zahlreiche Gespräche auch mit LSBTIQ*-Kontaktbeamtinnen, die diese Rolle aber 
eher nebenamtlich innehaben – sie machen das also neben ihrem regulären Dienst –
, geführt. Gibt es ein normales Einsatzgeschehen, das die Kräfte bindet – was bei der 
Polizei nicht selten vorkommt –, dann sind diese Ansprechpersonen einfach nicht da, 
und zwar sowohl nach innen, um Kolleginnen und Kollegen zu sensibilisieren, als auch 
nach außen als Ansprechperson für Betroffene. Mit Blick auf das Ministerium des In-
nern interessiert mich, welche Entwicklung wir da zu erwarten haben und ob es gelingt, 
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diese Ansprechpersonen flächendeckend zu etablieren. Werden diejenigen, die es bis-
lang nebenamtlich machen, die Möglichkeit haben, es hauptamtlich zu machen, um 
sicherzustellen, dass diese Ansprechpersonen nach innen und nach außen da sind? 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Ich persönlich habe wirklich Mitgefühl mit Ihnen, dass 
Sie persönlich das erleben mussten und dass Ihre Community dieser Bedrohungslage 
jetzt ausgesetzt ist. Sie hört schließlich nicht nach ein paar Tagen auf, sie bleibt. Das 
macht etwas mit jemandem; das konnte man bei Ihrem Bericht auch heraushören. 

Ich finde gut, dass Sie auf diese Art und Weise – mitunter mit Selbstverteidigungskur-
sen usw. – direkt reagiert haben, weil natürlich auch das etwas mit jemandem macht, 
wenn man dann meint, dass man sich ein paar Skills aneignen kann, um im Notfall 
reagieren zu können. 

Ich habe zwei Rückfragen. 

Herr Kinkel, Sie haben in einem Nebensatz erwähnt, dass Sie vor allem im letzten Jahr 
einen Anstieg wahrgenommen haben. Haben Sie einen Anhaltspunkt, Indizien, warum 
ausgerechnet im letzten Jahr ein Anstieg der Zahlen wahrnehmbar war? 

Die haben vorhin außerdem relativ klar diagnostiziert, aus welcher Richtung diese 
Feindschaft politisch motiviert ist, wo sie lokalisierbar ist. Das halte ich für richtig ein-
geschätzt. Sie werden es besser wissen als ich, aber ich meine, im letzten Jahr wurde 
beim CSD in Gelsenkirchen über eine islamistische Bedrohungslage berichtet. Können 
Sie auch zu der islamistischen Bedrohungslage etwas sagen? Das hat gerade keine 
Erwähnung gefunden. Können Sie ein paar Fakten dazu liefern, wie das in dem Spekt-
rum einzuordnen ist? 

KD Thomas Hanschmann (IM): Mein Name ist Thomas Hanschmann. Ich arbeite im 
Ministerium des Innern und dort in der Polizeiabteilung im Referat für polizeilichen 
Staatsschutz. Insoweit kann ich gleich im Detail etwas dazu sagen. 

Zum aktuellen Ermittlungsstand haben Sie eben etwas ausgeführt. Das steht unter der 
Sachleitungs- und Auskunftshoheit der Staatsanwaltschaft in Mönchengladbach. Be-
stätigen kann ich, dass die Ermittlungen federführend durch die Kriminalinspektion Po-
lizeilicher Staatsschutz im Polizeipräsidium in Mönchengladbach geführt werden. Dass 
die Ermittlungen dort geführt werden, hat den Hintergrund, dass es Bezüge zur poli-
tisch motivierten Kriminalität gibt. Im vorliegenden Fall ist das zweifelsohne der Fall. 

Wie auch Sie gesagt haben müssen wir schauen, was die Tatmotivation der drei Tat-
verdächtigen ist. Da spielen natürlich etwaige Parteizugehörigkeiten zur rechten 
Szene, die Szeneanbindung etc. eine Rolle. Ich kann das hier nicht weiter ausführen. 
Das spielt aber eine Rolle. 

Zur Frage, ob es Tatzusammenhänge zu anderen Taten gibt. Auch das wird aktuell 
mit Hochdruck in Mönchengladbach ermittelt. 

Wie in der Rede der Ministerin eben angesprochen wurde: In Mönchengladbach gab 
es in der Vergangenheit einige Delikte mit vermutlich politisch rechts motiviertem Hin-
tergrund. Diese sind natürlich Gegenstand der aktuellen Prüfung im Hinblick darauf, 
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ob es bei den Tatverdächtigen Zusammenhänge dazu gibt. – Das ist es, was ich aktuell 
dazu sagen kann. 

Zur Erfassung queerfeindlicher Straftaten ist eben schon gesagt worden, dass wir für 
den Bereich der politisch motivierten Kriminalität den Kriminalpolizeilichen Melde-
dienst, also den KPMD, für Fälle politisch motivierter Kriminalität haben. Das ist unsere 
Statistik für politisch motivierte Straftaten. Er ist anders als die PKS, bei der allgemein 
Kriminalität statistisch erfasst wird, eine Eingangsstatistik. Immer wenn wir Hinweise 
auf eine bestimmte Tatmotivation haben – sie ist das wesentliche Kernelement –, die 
darauf hindeutet, dass es eine queerfeindliche, vorurteilsgeleitete Straftat sein könnte, 
werden diese Taten im KPMD als queerfeindlich erfasst. Es gibt da verschiedene Un-
terthemen wie geschlechtliche Diversität und sexuelle Orientierung. Unter diesen The-
menfeldern werden die Taten einsortiert. 

Zum KPMD sollte man wissen, dass es sich um eine Statistik, ein Erfassungsparame-
ter handelt, die bzw. das sich fortentwickelt. Wenn also im Rahmen der Ermittlungen 
Feststellungen getroffen werden, denen man einen Hinweis darauf entnimmt, dass die 
Tat politisch motiviert sein könnte, findet das erst später vielleicht Eingang in die Sta-
tistik. Das Gleiche ist der Fall, wenn sich im Rahmen der Ermittlungen herausstellt, 
dass die Motivation doch eine andere war. Dann kann das Delikt auch anders erfasst 
werden. Das führt hinsichtlich der Zahlen zu einer gewissen Flexibilität, also zu gewis-
sen Schwankungen. Letztendlich können wir das durch diese Unterthemenfelder, 
durch diese Kategorisierung im KPMD aber sehr gut abbilden. Dadurch, dass es eine 
Eingangsstatistik ist, ist das sehr früh möglich. Erfasst wird dies nicht durch die auf-
nehmenden Kollegen vor Ort, die etwa den Sachverhalt aufnehmen, sondern durch 
die Kriminalinspektionen Staatsschutz. Entsprechend schnell erhält man einen Über-
blick darüber, welche Trends sich entwickeln, welches Grundrauschen es gibt, und 
zwar auf die Themenfelder heruntergebrochen. 

Zu den Schutzkonzepten. Es muss individuell geschaut werden, welche Gefährdungs-
aspekte, welche Gefahrenmomente vorliegen, wie die baulichen Gegebenheiten sind, 
wie hoch das Gefährdungsniveau ist. All das spielt eine Rolle. Wie Sie gesagt haben 
spielen politisch motivierte Kriminalität rechts, aber auch islamistische Aspekte, aus-
landsbezogene Ideologien eine Rolle, weil die gesellschaftliche Diversität, Individuali-
tät, queere Menschen immer wieder Feindbilder der politisch motivierten Kriminalität 
sind. Individualität und Diversität in der Gesellschaft sind ein Element, das in vielen 
hasserfüllten Ideologien etwas Vereinendes ist. Dies findet sich explizit im Rechtsext-
remismus, aber auch im Islamismus und in weiteren fundamentalistischen Strömun-
gen. 

Hinsichtlich der Schutzkonzepte stehen wir in engem Kontakt mit den örtlichen Betreibern, 
aber auch Anzeigenden von CSDs. Die Schutzmaßnahmen müssen immer mit Blick auf 
aktuelle Gefährdungsaspekte angepasst werden. Dazu beziehen wir Erkenntnisse von 
den Kriminalinspektionen Staatsschutz sowie unter anderem nachrichtendienstliche 
Erkenntnisse und Erkenntnisse aus offenen Quellen etc. ein. Das Maßnahmenkonzept 
passen wir dann gemeinsam mit der zuständigen Kreispolizeibehörde schutzpolizeilich 
im Einzelfall an. Dies können etwa räumliche Schutzmaßnahmen wie die Empfehlung, 
baulich nachzubessern, oder die angesprochenen temporären Objektschutzmaßnahmen 
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sein. Es wird eine Beurteilung der Gefährdungslage erstellt. Auf Basis dieser individu-
ellen Gefährdungsbewertung werden dann im Einzelfall Schutzmaßnahmen veran-
lasst und umgesetzt. Das ist ein einheitliches Konzept. Es ist geregelt, wie man das 
klassifiziert und wie man das umsetzt. Es ist aber nicht für diesen speziellen Bereich 
allgemeingültig, sondern richtet sich immer nach der aktuellen Lagebewertung und den 
Gegebenheiten vor Ort. 

Sie haben den hauptamtlichen LSBTIQ*-Beauftragten in Köln angesprochen. Darüber 
hinaus gibt es im Nebenamt bzw. in Zugleichfunktion in jeder Kreispolizeibehörde je-
manden. Wir haben also in allen drei Landesoberbehörden und in den 47 Kreispolizei-
behörden, also in allen 50 Polizeibehörden, Ansprechpartner. Den Ansprechpartner, 
der es im Hauptamt exklusiv macht, haben wir in Köln. Mir sind aktuell keine Prüfungen 
oder Bewertungen dazu bekannt, das demnächst zu erweitern. Die Botschaft ist, dass 
es in jeder Kreispolizeibehörde jemanden gibt, der das im Nebenamt, teilweise in Zu-
gleichfunktion macht. 

Benjamin Kinkel (Queeres Netzwerk NRW): Gewalt gegen CSDs beobachten wir 
seit Jahren, seit 2024 gibt es aber dokumentierte Zahlen. Deswegen konnte ich zu 
2025 sagen, dass es eine Steigerung gab. 

Ich möchte noch erwähnen, dass es heutzutage keinen CSD in Nordrhein-Westfalen 
mehr gibt, bei dem es kein Sicherheitskonzept dafür gibt, wie mit Gewalt umgegangen 
wird, die queerfeindlich motiviert ist. Das war vor zehn Jahren anders. Vor zehn Jahren 
hat sich niemand gefragt, ob es ein friedlicher CSD wird. Damals war schlicht klar: Wir 
sind hier safe. – Man hat damals nach Ungarn geschaut und sich gesagt, dass das 
hier so nicht möglich wäre. Mittlerweile ist es möglich. Insofern belegen die Zahlen jetzt 
einfach, dass es eine schlechte Entwicklung gibt. 

Von den 20 CSDs ist mir einer bekannt, bei dem es eine islamistische Bedrohung ge-
geben hat. Ich ergänze, dass auch im Bericht der Meldestelle klar werden wird, dass 
es einen kleinen Anteil gibt, der grundsätzlich religiös motiviert ist. Das bezieht sich 
neben dem Islam auch auf evangelikale Kräfte, die regelmäßig für queerfeindliche Vor-
fälle verantwortlich sind. 

Frau Bostancıeri fragte, ob es noch etwas Allgemeines zu sagen gebe. Da der Vertre-
ter aus dem Ministerium des Innern da ist, weise ich darauf hin, dass die Evaluation 
der Arbeitsgruppe der Innenministerkonferenz im Mai veröffentlicht wurde. Im Rahmen 
dieser Evaluation hat man sich angeschaut, welche Maßnahmen zur Bekämpfung ho-
mophober und transfeindlicher Gewalt umgesetzt worden sind. Nordrhein-Westfalen 
glänzt in diesem Bericht an vielen Stellen durch Nichtnennung. Viele andere Bundes-
länder werden darin sehr positiv erwähnt. Sie haben im Fortbildungsbereich und im 
Bereich der LSBTIQ*-Beauftragten viel getan. Zu Nordrhein-Westfalen steht darin an 
vielen Stellen nichts. Der Vorfall in Mönchengladbach wäre ein Anlass, einen intensi-
ven Blick darauf zu werfen. 

Vanessa Odermatt (CDU): Vielen Dank für die Ausführungen, insbesondere auch für 
Ihre Ausführungen, Frau Kivelitz. Als Abgeordnete aus Mönchengladbach habe ich 
einen Blick darauf, dass es eine Reihe von Taten war, die geschehen sind: zuerst bei 
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der Lebenshilfe, danach das Beschmieren des jüdischen Gedenksteins und nun noch 
das queere Zentrum. Das hat bei vielen in Mönchengladbach Erschütterungen hervor-
gerufen. 

Die Lokalpolitik vor Ort steht voll und ganz hinter Ihnen und unterstützt Sie. Das hat 
dieser Vorfall auch gezeigt: Bei allen drei Taten gab es anschließend Bekundungen 
dazu, dass man an Ihrer Seite steht. Ich hoffe, dass dieser Ausdruck der Unterstützung 
bei Ihnen angekommen ist. 

Außerdem bedanke ich mich für Ihre Arbeit sowie bei der Polizei dafür, dass wirklich 
eine Aufarbeitung stattfindet. Es ist sicherlich nicht einfach, da Täter zu finden. Des-
wegen ist es ein Erfolg, dass man überhaupt ermitteln konnte, wer es war und dass es 
überhaupt Ansatzpunkte gab. Bei den anderen beiden Fällen war das, soweit ich weiß, 
noch nicht der Fall. 

Ich möchte mich also einerseits bei Ihnen bedanken und Ihnen andererseits mitteilen, 
dass wir da an Ihrer Seite stehen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Grundsätzlich erleben wir in Deutschland 
gerade insgesamt ein Erstarken rechtsextremer Kräfte, leider auch in Parlamenten. 
Man muss sagen: Wo Hass gesät wird, sehen wir Gewalt. – Das ist die Konsequenz 
aus der Verbreitung von Hass. Und das ist es, was wir auch in Mönchengladbach und 
an vielen anderen Orten erleben. 

Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie ausgeführt haben, dass der Fall in Mönchengladbach 
kein singulärer ist, sondern dass wir so etwas an vielen Orten erleben und dass queere 
Menschen davon konkret bedroht und betroffen sind. 

Auch in meiner Funktion als Kinder- und Jugendministerin füge ich an, dass mich sehr 
erschüttert, dass von diesem Hass auch junge Menschen betroffen sind. Natürlich ist 
so etwas für Menschen jeder Alterskategorie schlimm, das ist keine Frage. Wenn aber 
schon Kinder und Jugendliche Angst und Sorge haben, bestimmte Räume zu betreten, 
dann muss uns das als gesamte Gesellschaft sehr besorgen. Als Kinder- und Jugend-
ministerin schaue ich auf die betroffenen Kinder und Jugendlichen, die diesen Hass 
erleben. 

Man muss klar benennen, dass es eine rechtsextreme Strategie ist, mit den Themen 
„Queerfeindlichkeit“ und „Antifeminismus“ gerade auch junge Menschen zu mobilisie-
ren. Diese Perspektive muss uns beschäftigen, und sie beschäftigt uns auch. 

Ich habe nun häufig über Jugendliche gesprochen, gleichzeitig ist es nicht allein ein 
Jugendthema. Man kann nicht sagen, diese Straftaten gingen nur von Jugendlichen 
aus. Damit würde man es auch in gewissem Maß verharmlosen. Diese Gewalt, dieser 
Hass geht nicht nur von jungen Menschen aus, sondern von Menschen aller Alters-
gruppen. Zustimmungswerte für rechtsextreme Parteien gehen auch stark von Er-
wachsenen aus. Wählergruppen rechtsextremer Parteien sind eher in meiner Alterska-
tegorie. Es war mir ein Bedürfnis, deutlich zu sagen, dass es kein Jugendthema ist, 
sondern eine Verantwortung, die wir alle miteinander tragen. 
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Wie gerade schon gesagt wurde beginnen Angriffe auf die Demokratie häufig mit An-
griffen auf queere Menschen. Dabei bleibt es aber nicht, obwohl das schon schlimm 
genug ist, weil es um die Menschenwürde geht, die angegriffen wird. Wir wissen, dass 
das Mobilisierungsthemen sind und es letztlich die gesamte demokratische Gesell-
schaft betrifft. Deshalb ist so wichtig, dass wir gemeinsam dagegen einstehen und 
deutlich machen, dass es dafür keinen Platz in unserer Gesellschaft geben darf. 

Frank Müller (SPD): Frau Ministerin, ich bin Ihnen für diese Einordnung sehr dankbar, 
weil man in diesem Ausschuss festhalten muss, dass jede Form gruppenbezogener 
Menschlichkeit eine ist, die wir nicht akzeptieren, aber klar benennen müssen. 

Diese Zahlen dazu, woher diese unverhohlene Gewalt kommt, kann man nicht wegwi-
schen. Trotzdem darf man neben den vielen radikalisierten Szenen auch die Evange-
likalen nicht ausblenden. Im Bereich „Lippe“ haben wir ein großes Problem mit Versu-
chen zur Konversion, obwohl Konversionstherapien zum Glück verboten sind. Auch 
aus anderen Communities heraus wird Druck ausgeübt. Im Ruhrgebiet, in meinem 
Wahlkreis, kenne ich beispielsweise die großen Herausforderungen mit den soge-
nannten Kontingentgeflüchteten oder Spätaussiedlern. Aus dieser Community wird 
häufig Druck auf queere Menschen ausgeübt. Das gehört zum Gesamtbild dazu. Wir 
müssen dem geschlossen und entschlossen entgegentreten. 

Ich bin sehr dankbar, dass wir in Nordrhein-Westfalen über ein breites Angebot verfü-
gen. Wenn jemand fragt, ob noch ein queeres Jugendzentrum oder noch ein queerer 
Treffpunkt nötig sei, dann muss man immer antworten: ja. Das gilt insbesondere, weil 
dadurch viele junge, vielleicht auch ältere Menschen die Möglichkeit erhalten, auszu-
weichen, beispielsweise auf Nachbarstädte, um solche Einrichtungen zu besuchen 
und nicht von Familienmitgliedern oder anderen Menschen aus dem Umfeld erkannt 
zu werden. 

Wir alle hier im Raum – diejenigen, die sich nicht der queeren Community zugehörig 
fühlen, und diejenigen, die dies tun – erleben, dass die Drohungen immer unverhohle-
ner werden. Man merkt, dass sich das Klima verändert hat. Was vor zehn Jahren nicht 
sagbar war – und auch nicht sagbar sein sollte, weil es Menschen herabwürdigt und 
beleidigt –, wird heute wieder zur Normalität, an die sich manche vielleicht gewöhnen, 
und bei der manche sagen: Das perlt an mir ab. – Genau das bereitet mir aber große 
Sorgen. Es gibt eine neue Generation junger Menschen, an der das nicht abperlt, die 
das Gefühl des unbeschwerten Großwerdens und des Ungefährdetseins nicht erleben 
dürfen. Dabei muss man die TIN-Community hervorheben. Sie steht unter besonde-
rem Druck und ist ein Hassobjekt, auf sie wird viel Hass projiziert. 

Es ist sehr klar benannt worden, wer diesen Hass auf die Straße trägt. Es taugt nicht, 
Queerfeindlichkeit in irgendeiner Weise zu relativieren. Am Ende ist egal, aus welcher 
Richtung sie kommt. Wir werden sie bekämpfen. 

Heike Kivelitz (QUEERS an der Niers): Ich reagiere auf das, was Frau Odermatt 
gesagt hat. – Vielen Dank für die guten Wünsche! Ich habe das in Mönchengladbach 
auch erlebt. Nach dieser Schmiererei auf unserem Zentrum und dem Kaputtwerfen der 
Scheibe haben wir eine Mahnwache organisiert. Dazu haben wir bei der Polizei eine 
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Demonstration in Form einer Mahnwache mit 30 bis 60 Personen angemeldet. Laut 
Polizeiangaben waren über 300 Menschen dort – Menschen aus der bürgerlichen 
Mitte, Menschen, die uns ihre Solidarität versichert haben. Alle demokratischen Par-
teien waren dort und haben uns unterstützt. 

Wir haben so viel positives Feedback von Menschen, von denen wir nie gedacht ha-
ben, dass sie uns wahrnehmen oder dass sie für uns sind und uns unterstützen, er-
halten. Es hat eine Welle der Solidarität losgetreten. Diese Schmierfinken haben ge-
nau das Gegenteil von dem erreicht, was sie erreichen wollten. Das ist für mich eine 
gewisse Genugtuung. 

Es ist richtig toll, wie viele Synergien sich daraus in Mönchengladbach neu ergeben 
haben, wie viele Kontakte sich daraus ergeben haben, einfach, weil die Bürgerschaft 
gesagt hat: Bis hierher und nicht weiter – so etwas wie diese Schmiererei machen wir 
nicht mit. Das, was in dieser Gesellschaft umzuwerfen versucht wird, wollen wir nicht 
umgeworfen haben. Wir stehen zu euch, und das werden wir verteidigen. – Das war 
einfach großartig. 

Vorsitzende Britta Oellers: Frau Kivelitz, besser kann man diesen Austausch heute 
nicht schließen. Wir wünschen Ihnen alles Gute und dass so etwas nicht mehr vor-
kommt. Wir hoffen, dass wir uns zu anderen Themen vielleicht einmal im Ausschuss 
wiedersehen. 

Herr Kinkel, Sie werden wir auf jeden Fall wiedersehen. Sicherlich gibt es demnächst 
wieder Themen, zu denen Sie uns für Rede und Antwort zur Verfügung stehen. 

(Beifall von allen Fraktionen) 
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2 NRW muss funktionieren: Echte Vereinbarkeit von Familie und Beruf bis 

2030 möglich machen  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/15587 

Ausschussprotokoll 18/1194 (Anhörung vom 22.04.2026) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales – federführend –, an den Ausschuss für Gleich-
stellung und Frauen sowie an den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend am 17.09.2026) 

Für eine echte Vereinbarkeit von Familie und Beruf müssten die Rahmenbedingungen 
endlich verändert werden, so das Ergebnis der Anhörung, führt Anja Butschkau (SPD) 
aus. Dabei gehe es nicht nur um Gleichstellungspolitik, sondern auch um Fachkräfte-
sicherung, um wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, sowie darum, ob Frauen und Männer 
tatsächlich über die Freiheit verfügten, Erwerbs- und Sorgearbeit partnerschaftlich und 
vor allen Dingen gleichberechtigt zu organisieren. 

Besonders deutlich gehe aus der Anhörung hervor, dass es kein Erkenntnisproblem 
gebe. Seit Jahren wisse man, woran die Vereinbarkeit von Familie und Beruf scheitere. 
Es fehle jedoch eine konsequente Umsetzung von Maßnahmen. Laut der Sachver-
ständigen müsse die Vereinbarkeit strukturell im Sinne von flexiblen Arbeitszeitmodel-
len wie Jobsharing, vollzeitnahe Teilzeit oder geteilte Führungsverantwortung gedacht 
werden. Das Land Nordrhein-Westfalen als großer Arbeitgeber könne Vorbild sein und 
zeigen, dass moderne Arbeitsorganisation funktioniere. 

Deutlich geworden sei im Zuge der Anhörung außerdem, dass mit öffentlichen Aufträ-
gen und Fördermitteln Anreize für gute Personalpolitik gesetzt werden könnten. Fami-
lienfreundlichkeit und Entgeltgleichheit müssten bei der Vergabe öffentlicher Mittel da-
her stärker berücksichtigt werden. Dies dürfe man der Wirtschaft durchaus zumuten. 

Die größte Hemmung für die Erwerbstätigkeit vieler Eltern stelle den Sachverständigen 
zufolge immer noch die Betreuungsinfrastruktur dar. Es reiche nicht, auf Rechtsan-
sprüche zu verweisen, wenn Betreuungsplätze fehlten, Öffnungszeiten immer noch 
nicht flexibel genug seien und zu den Arbeitszeiten passten und Familien sonntags 
nicht wüssten, ob die Kita am Montag überhaupt geöffnet habe. 

Außerdem ende Vereinbarkeit nicht mit dem Beginn der Grundschulzeit. Ferienzeiten 
sowie die Betreuung älterer Grundschulkinder entschieden häufig darüber, ob Eltern 
ihre Arbeitszeit ausweiten könnten oder dauerhaft in Teilzeit arbeiteten. 

Wer wolle, dass Frauen mehr arbeiteten, auch um mehr Fachkräfte zu gewinnen, dürfe 
diese Lebensphase nicht ausblenden. Blieben Frauen zu Hause, hänge dies häufig 
nicht mit der Work-Life-Balance, sondern mit familiärer und damit auch gesellschaftli-
cher Verantwortung zusammen. Jungen Familien werde viel zugemutet; es würden 
immer noch zu viele junge Familien im Stich gelassen. 
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Insgesamt könne man der Anhörung entnehmen, dass der Antrag ihrer Fraktion an 
den richtigen Stellschrauben ansetze. Verlässliche Betreuungsinfrastruktur werde mit 
moderner Arbeitsorganisation verbunden. Es brauche eine aktivere Gleichstellungs-
politik. Mit dem Antrag würden keine neuen Zwänge, sondern die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, dass Familien eine echte Wahlfreiheit hätten und in Nordrhein-West-
falen die Fachkräfte gewonnen würden, die das Land brauche. 

Der Anhörung entnehme sie in erster Linie Handlungsbedarf in Bezug auf verlässliche 
Kinderbetreuung und weniger Bürokratie, erläutert Anke Fuchs-Dreisbach (CDU). 

In ihrem Antrag setze die SPD-Fraktion zu stark auf neue staatliche Steuerung, För-
derprogramme sowie Eingriffe in betriebliche und familiäre Entscheidungen, statt die 
Wahlfreiheit der Familien zu stärken. Mit den zusätzlich geforderten Instrumenten wie 
der Equal-Share-Prämie werde mehr Bürokratie bewirkt, ohne strukturelle Defizite zu 
beseitigen. 

Zahlreiche Sachverständige hätten betont, dass das eigentliche Problem nicht in feh-
lenden Regulierungen, sondern in der mangelnden Verlässlichkeit der Betreuungsinf-
rastruktur bestehe. Die Priorität müsse also auf verlässlichen Kitas, OGS und Pflege-
angeboten sowie auf mehr Flexibilität und der Stärkung der Wahlfreiheit der Familien 
liegen. Sie sei der Landesregierung dankbar, dass sie sich diesbezüglich bereits sehr 
engagiere und stetig an Verbesserungen arbeite. 

Mit dem Thema „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ beschäftige man sich schon 
länger, und die gesellschaftliche Haltung dazu sei klar, so Laura Postma (GRÜNE). 
Für eine echte Gleichstellung im Erwerbsleben müssten Frauen mehr daran teilneh-
men. Leider leisteten Frauen immer noch und seit der Coronapandemie wieder ver-
stärkt den Hauptteil der kostenlosen Care-Arbeit. Nicht nur, aber auch deswegen näh-
men sie nicht gleichberechtigt am Erwerbsleben teil. 

Im Rahmen der Anhörung sei die verlässliche Kinderbetreuung als ein wichtiger Faktor 
genannt worden. Gerade diesem Aspekt widmeten sich die Landesregierung und die 
regierungstragenden Fraktionen intensiv, damit Eltern nicht mehr morgens die Nach-
richt erhielten, dass am heutigen Tag kein Betreuungsangebot zur Verfügung stehe, 
und dann nicht wüssten, wie sie den Tag gestalten sollten. 

In Bezug auf flexible Arbeitszeitgestaltung und Jobsharing seien die Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgeber gefragt. Gleiches gelte für die Besetzung von Führungspositionen. 
Dass weniger Frauen Führungspositionen innehätten, liege sicher nicht daran, dass 
sie weniger kompetent seien, sondern vielmehr an struktureller Benachteiligung und 
Diskriminierung. Politik verfüge aus gutem Grund jedoch über begrenzte Möglichkei-
ten, dort reglementierend einzugreifen. Man stehe der Wirtschaft aber beratend und 
unterstützend zur Seite, etwa mit der Förderung der Kompetenzzentren Frau und Be-
ruf, über die kleine und mittelständische Unternehmen dazu berieten, wie mehr Frauen 
für das Erwerbsleben gewonnen werden könnten, nämlich insbesondere dadurch, 
dass man die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessere. Dies käme im Übrigen 
allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zugute. 
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Für wichtig halte sie auch das Thema „Mutterschutz für Selbstständige“. Dazu habe 
die Landesregierung bereits eine Bundesratsinitiative angestoßen. 

Die SPD-Fraktion thematisiere in ihrem Antrag außerdem weitere Aspekte wie das 
Elterngeld, die Elternzeit und das Ehegattensplitting, wofür jedoch jeweils der Bund 
zuständig sei. 

Insgesamt halte sie das Thema für ausgesprochen wichtig, weil es mehr Gleichstellung 
im Erwerbsleben brauche. Den im Antrag genannten Aspekten, die die Landesebene 
beträfen, werde sich jedoch bereits intensiv gewidmet. 

Forderungen wie jener nach dem Ausbau der Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur, 
einer besseren Unterstützung der pflegenden Angehörigen etwa durch den Ausbau 
von Kurzzeit-, Tages- und Nachtpflegeplätzen könne sich ihre Fraktion anschließen, 
erklärt Yvonne Gebauer (FDP). Insgesamt werde sie dem Antrag jedoch nicht zustim-
men, weil damit zusätzliche Bürokratie bewirkt werde, etwa durch die Equal-Share-
Prämie. Die Haltung der FDP-Fraktion zum Tariftreue- und Vergabegesetz sei be-
kannt. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD ab. 
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3 Mutterschaft und Selbstständigkeit (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 

[siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5254 

Unstrittig bestehe Handlungsbedarf in Bezug auf den Mutterschutz Selbstständiger, 
meint Anja Butschkau (SPD). Die im Vergleich zu Arbeitnehmerinnen schlechtere 
Absicherung von selbständigen Frauen bei Schwangerschaft und Geburt sei nicht 
mehr zeitgemäß. 

Die Kernbotschaft im Bericht der Landesregierung laute jedoch, dass die Zuständigkeit 
beim Bund liege. Grundsätzlich treffe dies natürlich zu, doch stelle sich dann die Frage, 
warum das Land Geld in eine Machbarkeitsstudie investiert habe. Zwar trage die 
Machbarkeitsstudie vielleicht dazu bei, das Thema stärker in die öffentliche Wahrneh-
mung zu rücken und Bedarfe sichtbar zu machen, doch die Einführung eines Mutter-
schutzes für Selbstständige sei ohnehin im Koalitionsvertrag des Bundes vereinbart. 
So wirke die Machbarkeitsstudie wie Nachhilfeunterricht für den Bund. Nichtsdestotrotz 
freute sie sich über eine Vorstellung der Studie im Ausschuss nach deren Veröffentli-
chung. Dann könnte mit den Erkenntnissen aus der Studie weitergearbeitet werden. 

Im Bericht vermisse sie außerdem Antworten darauf, was Nordrhein-Westfalen selbst 
tun wolle. Wer das Thema so offensiv aufgreife, sollte auch die eigenen Handlungs-
möglichkeiten benennen können. Dazu könnten zielgruppenspezifische Informations- 
oder Beratungsangebote für selbstständige Schwangere oder eine stärkere Vernet-
zung bestehender Unterstützungsstrukturen gehören. 

Sie halte es für ein gutes Zeichen, dass NRW als bevölkerungsreichstes Bundesland 
Impulse setze und ein Signal in Bezug auf den Mutterschutz für selbstständige Frauen 
sende, so Heike Troles (CDU). Mutterschutz dürfe nicht vom Beschäftigungsstatus 
abhängen. Mit der Bundesratsinitiative zu dem Thema und der Machbarkeitsstudie, 
die sicherlich im Ausschuss vorgestellt werde, würden Grundlagen geschaffen. Nun 
müsse daraus eine praxistaugliche und vor allen Dingen unbürokratische gesetzliche 
Regelung abgeleitet werden. Dafür liege die Zuständigkeit beim Bund. Man werde da-
rauf weiter ein Auge haben. 

Es bestehe Einigkeit über die Notwendigkeit einer Mutterschutzregelung für Selbst-
ständige und damit Handlungsbedarf, führt Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) 
an. Man wisse schließlich, dass die Zeit des Mutterschutzes eine sensible Phase sei, 
in der es auch um gesundheitliche Aspekte vor und nach der Geburt gehe. Mütter 
sollten während dieser Zeit keinen körperlich anstrengenden Tätigkeiten nachgehen. 
Man könne nicht erwarten, dass selbstständige Frauen direkt nach der Geburt, wäh-
rend der Wochenbettzeit direkt wieder arbeiteten. Daher brauche es Regelungen. 

Sie danke ihrer Kollegin Ministerin Mona Neubaur (MWIKE), dass sie sich mit der ge-
nannten Machbarkeitsstudie diesem Thema widme. Es handele sich schließlich um 
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kein rein frauenpolitisches, sondern auch um ein wirtschaftspolitisches Thema. Es gehe 
um die ökonomische Unabhängigkeit von Frauen und darum, dass die Selbstständig-
keit Frauen mit Kinderwunsch nicht daran hindere, Mutter zu werden. 

Im Juni 2024 habe der Bundesrat einen Beschluss zu dem Thema gefasst. Dies sei 
zwei Jahre her, in der Politik würden stets viele Themen parallel bearbeitet und seit-
dem seien offensichtlich andere Themen prioritär behandelt worden. Durch die von 
Ministerin Mona Neubaur (MWIKE) initiierte Machbarkeitsstudie mache Nordrhein-
Westfalen konkrete Vorschläge und den Mutterschutz für Selbstständige erneut zum 
Thema. Daher halte sie es für richtig, dass Nordrhein-Westfalen diese Studie finanziert 
habe, auch wenn das Land selbst keine Regelung treffen könne. Im Zuge der Studie 
habe außerdem der Westdeutsche Handwerkskammertag das Thema für sich aufge-
griffen. Dies begrüße sie sehr, und es unterstreiche die wirtschaftspolitische Seite des 
Themas. 

An verschiedenen Stellen sei der Wunsch nach einer Vorstellung der Machbarkeits-
studie im Ausschuss geäußert worden. Da die Federführung beim MWIKE liege, könne 
sie dies nicht direkt zusagen, man werde den Wunsch aber selbstverständlich über-
mitteln.  

Die für Gleichstellung und Frauenpolitik verantwortlichen Ministerinnen und Minister 
hätten im Rahmen ihrer Konferenz im Juni dieses Jahres einen Beschluss zu dem 
Thema gefasst. Es werde also an verschiedenen Stellen immer wieder aufgegriffen 
und damit auch ein Signal in Richtung des Bundes gesendet. 
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4 Ergebnisse der 36. Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) berichtet: 

Einen Beschluss der GFMK in Dresden habe ich eben schon vorgestellt, und zwar 
jenen zum Thema „Mutterschutz“. Insgesamt wurden im Rahmen der Gleichstel-
lungs- und Frauenminister*innenkonferenz in Dresden 25 Beschlüsse gefasst. 

Im Rahmen der Konferenz haben wir uns unter dem Leitantrag zum Thema „Res-
sourcengerechtigkeit und gleichwertige Teilhabe von Frauen“, den das Vorsitzland 
Sachsen gestellt hat, mit unterschiedlichen Themen beschäftigt. Der Leitantrag ist 
der Antrag, der die Minister*innenkonferenz gewissermaßen eröffnet und mit dem 
grundsätzlich dargelegt wird, wofür die Konferenz steht. Im diesjährigen Antrag ging 
es insbesondere um Teilhabe, darum, dass Frauen das Recht haben, gleichwertig 
an der Gesellschaft teilzuhaben, und dass es verschiedene strukturelle Probleme 
gibt, die diese gleichwertige Teilhabe behindern. Es geht da unter anderem um die 
Armutsgefährdung von Frauen, auch von Frauen im Alter. Es muss also über das 
Thema „Altersarmut“, aber auch über ökonomische Unabhängigkeit und Zeitarmut 
gesprochen werden. Teilhabe bedeutet schließlich auch, dass man Zeit dafür haben 
muss. Wir wissen, dass gerade Frauen viel Familienverantwortung tragen. Wer so-
wohl einen Job hat und arbeiten geht als auch sich zu Hause um den Haushalt, die 
Kinder und alles, was daran hängt, kümmern muss, dem fehlt häufig die Zeit, sich 
einzubringen. Ich denke, wir alle erleben auch in den Strukturen, in denen wir tätig 
sind, dass es gerade Frauen sind, die diese Zeit häufig nicht haben. 

Viel ging es auch um Datengrundlagen, die verbessert werden müssen, sowie um 
geschlechtergerechte Bildungs- und Berufsorientierungsprozesse und beim Thema 
„ökonomische Eigenständigkeit“ auch um die Entgelttransparenzrichtlinie der EU. 
Letztere wurde kürzlich in den Medien noch einmal aufgegriffen. Deutschland hat 
sie bisher nicht umgesetzt, obwohl die Europäische Union das fordert. Wir haben 
klar an den Bund adressiert, dass Umsetzungsschritte erfolgen müssen. 

Teil des Antrags waren auch das Elterngeld und dass die Betreuung von Kindern 
sichergestellt werden muss. 

Die Beschlüsse der GFMK sind inzwischen online zu finden. Deshalb referierte ich 
nicht alle. Sie können Sie online lesen und dann auch erkennen, welche Länder den 
jeweiligen Antrag mit gestellt haben. Ich gehe hier nur auf drei Anträge ein, die Nord-
rhein-Westfalen bei der Gleichstellungsministerkonferenz gestellt hat. 

Wir haben einen Antrag zur Aufarbeitung des historischen Unrechts gegenüber gen-
dervarianten Menschen gestellt. Da geht es um trans, inter und nicht binäre Perso-
nen, die in der Bundesrepublik Deutschland und auch in der Zeit davor vielfältige 
Leidens- und Unrechtserfahrungen gemacht haben. Wir reden da über Kontinuitä-
ten. Der Beschlussvorschlag ist angenommen worden. Wir fordern die Bundesre-
gierung zu einer wissenschaftlichen Aufarbeitung dieses historischen Unrechts 
auf – auch unter Berücksichtigung der Unterschiede zwischen West- und Ost-
deutschland.  
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Unser zweiter Antrag bezog sich auf das Thema „geschlechtsspezifische und häus-
liche Gewalt“. Darin fordern wir, dass es nationale Leitlinien für das Gesundheits-
wesen geben soll. Es geht um die Sensibilisierung des medizinischen Fachperso-
nals für Bedarfe von Patientinnen und die Qualität der medizinischen Versorgung. 
Solche Leitlinien gibt es aktuell noch nicht, sie sind aus unserer Sicht aber dringend 
notwendig. 

Momentan erarbeiten wir den Landesaktionsplan zur Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention. Es gibt Pflichten der Europäischen Union zur EU-Gewaltschutzrichtlinie, die 
die Erarbeitung solcher nationalen Leitlinien einfordert. 

Außerdem gehe ich drittens auf den Antrag zum Bundesprogrammen „Demokratie 
leben!“ ein. Sie fragen sich vielleicht, warum das Programm auf der Gleichstellungs- 
und Frauenminister*innenkonferenz behandelt wird. Wir haben einen Antrag zu 
dem Thema eingebracht, weil der Bund, wie man gestern und vorgestern auch noch 
einmal den Medien entnehmen konnte, bei dem Bundesprogramm „Demokratie le-
ben!“ eine Umstrukturierung plant. Das betrifft die beiden Säulen „Innovationspro-
jekte“ und „Entwicklung einer bundeszentralen Infrastruktur“, die so nicht weiterge-
führt werden sollen. Bundesweit stehen damit etwa 200 Projekte auf der Kippe. 
Auch in Nordrhein-Westfalen sind etliche Projekte betroffen, im Rahmen derer sich 
im Bereich „Demokratieförderung“ eingesetzt und stark gemacht wird. Außerdem 
gehören dazu Projekte im Bereich „Queerfeindlichkeit“ und „Antifeminismus“. Wir 
haben sehr deutlich gemacht, dass wir diese Umstrukturierung aus Sicht der Länder 
problematisch finden und dass es eine Weiterfinanzierung geben muss. Wir haben 
eingefordert, dass gleichstellungspolitische Themen im Programm strukturell veran-
kert werden müssen, sich also wie eine rote Linie als Querschnittsthema durch das 
Programm ziehen sollten. Dieser Beschluss ist mit 15 Stimmen, also einer sehr gro-
ßen Mehrheit gefasst worden. Das hat mich persönlich sehr gefreut. 

Wo wir beim Thema „Antifeminismus“ sind: Dieses Thema beschäftigt die Minis-
ter*innenkonferenz sehr. Im letzten Jahr hatte Nordrhein-Westfalen den Vorsitz der 
GFMK inne; sie fand in Essen statt. Dort wurde sich intensiv mit dem Thema be-
schäftigt, und es wurde eine Arbeitsgruppe zu dem Thema gegründet. Nordrhein-
Westfalen hat den Vorsitz übernommen. Die Arbeitsgruppe hat sich in mehreren 
Sitzungen sehr intensiv mit dem Thema beschäftigt. Unter anderem wurde das Pro-
jekt „Spotlight – Antifeminismus erkennen und begegnen“ dort nicht nur vorgestellt, 
vielmehr wurde daraus auch Input zum Thema „Antifeminismus“ geliefert. Außer-
dem wurden im Rahmen einer Sitzung die Verfassungsschutzberichte der Länder 
verglichen. An dieser Sitzung hat der Verfassungsschutz Niedersachsen teilgenom-
men und das Thema aus Sicht der Sicherheitsbehörden dargestellt. Die Arbeit in 
dieser AG läuft länderübergreifend. Leider ist es auch zwingend notwendig, dass 
diese Arbeitsgruppe tagt. 

Wenn Sie noch konkrete Nachfragen haben, beantworte ich diese sehr gerne. Viel-
leicht möchten Sie sich die Beschlüsse auch noch einmal ansehen. Wir können 
gerne zu einem späteren Zeitpunkt noch konkreter auf die Beschlüsse eingehen. 
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5 Bleibt weibliches Potential links liegen? (Bericht beantragt von der FDP-Frak-

tion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5259 

Sie bitte die Ministerin, im Landeskabinett den Anteil weiblicher Arbeitskräfte im Be-
reich der Polizei zu thematisieren, weil die im Bericht genannten 25,9 % nicht zufrie-
denstellend sein könnten, so Yvonne Gebauer (FDP). 

Ein gelungenes Erwerbsleben trage zur Bekämpfung von Altersarmut bei. In diesem 
Zusammenhang werde im Bericht ein „chancenreicher Arbeitsmarkt“ erwähnt. Sie 
wünsche eine Erläuterung dazu, was die Landesregierung darunter verstehe. 

In Bezug auf die regionalen Kompetenzzentren Frau und Beruf würden fünf Themen-
felder erwähnt. Sie frage nach einer Nennung dieser fünf Themenfelder. 

Als Abgeordnete sei sie lange Mitglied des Innenausschusses gewesen, führt Minis-
terin Verena Schäffer (MKJFGFI) aus. Daher wisse sie, dass Frauen noch gar nicht 
so lange, erst seit den 1980er-Jahren im Streifendienst der Polizei zugelassen seien. 
Es dauere ein wenig, bis ihr Anteil dort aufwachse. Soweit sie sich erinnere, gebe es 
bei den Neueinstellungen, bei den Kommissaranwärterinnen und -anwärtern einen ho-
hen Frauenanteil und der Frauenanteil bei den neuen Polizeibeamtinnen und -beam-
ten betrage etwa 50 %. Natürlich nehme sie das Thema aber gerne noch einmal mit. 
Man wolle schließlich grundsätzlich, dass bei der Polizei die gesamte Vielfalt der Be-
völkerung abgebildet werde. 

Zum „chancenreichen Arbeitsmarkt“ gehöre, dass es in Nordrhein-Westfalen und ganz 
Deutschland einen hohen Arbeits- und Fachkräftebedarf gebe und sich allein daraus 
vielfältige Chancen ergäben. Aus Gesprächen mit Unternehmerinnen und Unterneh-
mern in ihrer Funktion als für Migration und Flucht zuständige Ministerin entnehme sie, 
dass diese ein hohes Potenzial bei zugewanderten und geflüchteten Menschen sähen. 
Gleiches gelte auch für Frauen. Diese Potenziale würden momentan noch nicht aus-
reichend genutzt. 

Die fünf thematischen Schwerpunkte der Kompetenzzentren Frau und Beruf, nämlich 
Rekrutierung, Karriereentwicklung und -förderung, familien- und lebensphasenorien-
tierte Unternehmensführung, Unterstützung des Unternehmerinnentums sowie Diver-
sity-Management, seien in der Förderrichtlinie vorgesehen, erläutert RBʼe Birgit 
Wehrhöfer (Abteilungsleiterin MKJFGFI). Zum Diversity-Management gehöre, dass 
die unterschiedlichen Zielgruppen, etwa Frauen mit Zuwanderungsgeschichte, bei al-
len Maßnahmen berücksichtigt werden sollten. 

Die im Bericht ausgeführten Aspekte enthielten eigentlich keine neuen Informationen, 
über die Themen sei schon häufig diskutiert worden, meint Anja Butschkau (SPD). 
Sie halte es aber für gut, dass die Landesregierung weiterhin gleichstellungspolitische 
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Ziele verfolge; solche fänden sich auch im Koalitionsvertrag von CDU und Grünen. 
Aus ihrer Sicht würden diese Ziele jedoch nicht mit der notwendigen Sorgfalt verfolgt. 

Die Kompetenzzentren Frau und Beruf stünden für die SPD nicht zur Disposition, viel-
mehr sollten ihre Aufgabenfelder noch erweitert werden, etwa um die Familienfreund-
lichkeit der Betriebe noch weiter zu unterstützen. 

Ein besonderes Augenmerk müsse auf Alleinerziehende gelegt werden. Sie hätten 
häufig gar nicht erst die Wahl zwischen Beruf und Familie, sondern müssten beides 
gleichzeitig stemmen. Im Zweifel stehe immer das Berufsleben hintenan, was die Be-
deutung einer verlässlichen Betreuungsinfrastruktur und einer wirksamen Unterstüt-
zungsstruktur noch einmal verdeutliche. 

Sie habe mehrere Gespräche mit dem Verband allein erziehender Mütter und Väter, 
der sehr gute Arbeit leiste, geführt, da die Landesregierung Wert auf die Anerkennung 
der Vielfalt der Familien lege, legt Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI) dar. 

Bei Alleinerziehenden, oft Frauen, bestehe ein besonderes Armutsrisiko. Deshalb 
komme für sie der Möglichkeit, einer Arbeit nachgehen zu können, eine besondere 
Bedeutung zu. Damit müsse man sich befassen, und dies sei ein zentraler Grund für 
die Notwendigkeit einer verlässlichen Kinderbetreuung. 
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6 Verschiedenes  

hier: Sitzungstermine 2027 

Es erhebt sich kein Widerspruch gegen die Festlegung der Sit-
zungstermine 28. Januar 2027 und 11. März 2027. 

gez. Britta Oellers 
Vorsitzende 

3 Anlagen 
14.08.2026/19.08.2026 
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Mutterschaft und Selbstständigkeit 

Bitte um einen schriftlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für 

Gleichstellung und Frauen am 2.07.2026 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

am 08.05.2026 hat die Landesregierung eine Pressemitteilung mit dem Titel 

„Mutterschutz 2.0: Selbstständig, schwanger, abgesichert“ veröffentlicht, die sich auf eine 

gleichnamige Veranstaltung der Landesregierung in Berlin bezieht. In der 

Pressemitteilung geht die Landesregierung darauf ein, dass jährlich 27.000 selbständige 

erwerbstätige Frauen in Deutschland ein Kind bekommen, ohne dass der gesetzliche 

Mutterschutz für sie greifen würde. Weiter schildert die Landesregierung, dass sie eine 

Bundesratsinitiative auf den Weg gebracht und eine Machbarkeitsstudie zu dem Thema 

finanziert habe.  

Die Machbarkeitsstudie wurde vom Westdeutschen Handwerkskammertag durchgeführt, 

der konkrete Vorschläge für eine bürokratiearme Unterstützung für schwangere 

Unternehmerinnen vorgelegt hat. Mit dem Modell eines flexiblen 

Mutterschaftsausgleichs sollen selbstständige Frauen während der Mutterschutzfristen 

durch einen pauschalen finanziellen Ausgleich bei der Abdeckung laufender Kosten sowie 

bei Verdienstausfällen unterstütz werden.  
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Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen Bericht, der auf 

folgende Fragen eingeht:  

1.1. Die Landesregierung verweist in der Pressemitteilung auf ihre Aktivitäten (u. a. 

Bundesratsinitiative, Machbarkeitsstudie und Austauschformate), betont aber 

zugleich, „jetzt ist Berlin dran“.  

Welche konkreten Maßnahmen plant die Landesregierung kurzfristig innerhalb 

ihrer eigenen Zuständigkeit umzusetzen, um die Situation selbstständiger 

Schwangerer in Nordrhein-Westfalen bereits jetzt zu verbessern 

2.2. Die Landesregierung hat eine Machbarkeitsstudie finanziert, die als Grundlage für 

weitere Schritte dienen soll; Ergebnisse werden erst noch vorgestellt.  

Welchen aktuellen Stand hat die vom Land geförderte Machbarkeitsstudie, wann 

werden die vollständigen Ergebnisse vorgelegt und welche konkreten 

Handlungsempfehlungen leitet die Landesregierung daraus ab? 

3.3. Der WHKT hat auf Basis der Studie konkrete Vorschläge eingebracht, insbesondere 

eine pauschale Lohnersatzleistung während der Mutterschutzfrist als 

bürokratiearme Lösung.  

4.4. Welche der vom WHKT vorgeschlagenen Maßnahmen – insbesondere die 

Einführung einer pauschalen Lohnersatzleistung – hat die Landesregierung bereits 

aufgegriffen, weiterentwickelt oder in politische Initiativen eingebracht? 

5.5. Wie stellt sich die Landesregierung konkret die Ausgestaltung eines „Mutterschutz 

2.0“ vor (z. B. Anspruchsvoraussetzungen, Höhe und Dauer von Leistungen, 

Finanzierung und Verwaltungsabläufe), und welche Position vertritt sie hierzu 

gegenüber dem Bund? 

6.6. Welche finanziellen Mittel stehen für die Umsetzung bereit?  

Mit freundlichen Grüßen 

Anja Butschkau MdL 

Frauenpolitische Sprecherin 
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Ergebnisse Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz 2026

Bitte um einen mündlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für 

Gleichstellung und Frauen am 2.0.07.2026

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

vom 18. bis zum 19. Juni 2026 tagt die Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz 

2026 in Dresden. 

Laut der sächsischen Gleichstellungsministerin Petra Köpping, die dieses Jahr den Vorsitz 

der Konferenz inne hat, soll der Fokus auf Ressourcengerechtigkeit liegen. Unter dem 

Leitthema „Gleichwertige Teilhabe durch Ressourcengerechtigkeit: Armut von Frauen 

ganzheitlich verstehen und wirksam begegnen“ gehe es darum, strukturelle Barrieren 

abzubauen und gleiche Chancen für alle zu schaffen.

Frauen seien in besonderem Maße von Armut betroffen, vor allem Alleinerziehende, 

Migrantinnen, Frauen mit Behinderungen und ältere Frauen. Sachsen wolle im Vorsitz 

daher besonders darauf hinwirken, den Zugang von Frauen zu Einkommen, Bildung, 

Gesundheit und gesellschaftlicher Beteiligung weiter zu verbessern.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen mündlichen Bericht

über die Ergebnisse der Gleichstellungs- und Frauenministerkonferenz 2026. 
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Mit freundlichen Grüßen

Anja Butschkau MdL

Frauenpolitische Sprecherin
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Berichtsanfrage der FDP-Landtagsfraktion für die Ausschusssitzung am 

0202.0.07.2026 zum Thema „Bleibt weibliches Potential links liegen?“?“

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

für die Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen am 0202.0.07.2026 

bitte ich im Namen der FDP-Landtagsfraktion um einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung zu folgendem Thema: 

Bleibt weibliches Potential links liegen?

Nordrhein-Westfalen ist wie die gesamte Bundesrepublik vom demografischen 

Wandel und einem zunehmenden Fachkräftebedarf betroffen. Gleichzeitig 

arbeiten Frauen deutlich häufiger in Teilzeit als Männer, übernehmen einen 

Großteil der Sorgearbeit, erzielen im Durchschnitt geringere Einkommen und 

sind weiterhin in Führungspositionen unterrepräsentiert. Die häufig genannten 

Ursachen dafür sind bekannt: Defizite bei der Kinderbetreuung, finanzielle 

Fehlanreize sowie die weiterhin ungleiche Verteilung von Sorgearbeit.

Unter diesen Entwicklungen leidet die wirtschaftliche Unabhängigkeit von 

Frauen. Gleichzeitig wird auch auf das erhebliche Arbeitskräftepotential 

verwiesen, das in einer höheren Erwerbsbeteiligung von Frauen liegt. Es wird 

geschätzt, dass eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen das europaweite 

Bruttoinlandsprodukt um bis zu 10 Prozent bis zum Jahr 2050 erhöhen könnte.1

Die Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt bleibt daher eine zentrale Frage. 

1 Christiane Jacke: Deutschlands ungenutztes Potenzial, in Kölner Stadt-Anzeiger, 15.06.2026
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Daher bitte ich die Landesregierung hierzu zu berichten und dabei 

insbesondere folgende Aspekte zu beachten:  

1. Wie stellt sich die Erwerbsbeteiligung von Frauen in Nordrhein-

Westfalen aktuell dar, insbesondere mit Blick auf Voll- und 

Teilzeitbeschäftigung? 

2. Wie sieht die Erwerbsbeteiligung von Frauen in den Landesbehörden 

von Nordrhein-Westfalen aus? 

3. Wie bewertet die Landesregierung den Zusammenhang zwischen 

Erwerbsbeteiligung, wirtschaftlicher Unabhängigkeit und 

Altersvorsorge von Frauen? 

4. Welche konkreten Maßnahmen verfolgt die Landesregierung, um 

Hindernisse in Bezug auf eine stärkere Erwerbsbeteiligung von Frauen 

abzubauen?  

5. Welchen Beitrag leistet das Förderprogramm Kompetenzzentren Frau 

und Beruf  zur höheren Erwerbsbeteiligung von Frauen in Nordrhein-

Westfalen?  

6. Warum entwickeln sich die Zahlen der Erwerbsbeteiligung von Frauen 

in Nordrhein-Westfalen so schleppend trotz des Förderprogramm 

Kompetenzzentren Frau und Beruf ? 

Mit freundlichen Grüßen 

Susanne Schneider MdL 
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